
SGB VIII – Reform hat zum Ziel: Verbesserung des Schutzes von Kindern 
und Jugendlichen 

Gesetz zur Stärkung von Kindern und Jugendli-
chen (Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – 
KJSG) 1

SGB VIII soll mehr Teilhabe und 
Chancengerechtigkeit für Kinder 
und Jugendliche in schwierigen 
Lebenslagen bringen. Bundesk-
abinett beschließt mit Entwurf 
eines neuen Kinder- und Ju-
gendstärkungsgesetzes die SGB 
VIII-Reform. 2

Es zeichnen sich mit der Reform 
des SGB VIII zahlreiche und grun-
dlegende gesetzliche Änderun-
gen ab. Diese betreffen wesentli-
che Bereiche der Kinder- und 
Jugendhilfe in ihrem Selbstver-
ständnis von Lebensweltorien-
tierung, Inklusion, Prävention 
und einem im Wesentlichen 
systemischen Denk- und Hand-
lungsansatz. Die angekündigten 
Änderungen betreffen insbeson-
dere auch den präventiven und 
reaktiven Kinderschutz.3

Dies wird sich auf die Wahrneh-
mung und die Ausgestaltung der 
Rechte von Kindern und deren 
Eltern hinsichtlich der Zugänge 
zu bedarfsorientierten, qualifi-
zierten und wirksamen Hilfen 
und Schutzmaßnahmen sowie 
auf Partizipationsrechte und -
möglichkeiten der jungen Men-
schen und ihrer Familien aus-
wirken. Das Gesetz sieht speziell 

zur Verbesserung des Schutzes 
von Kindern und Jugendlichen 
vor Gefährdung aktuell Folgen-
des vor:

Das Gesundheitswesen soll 
in Sinne des Artikel 6 Grund-
gesetz stärker in die Verant-
wortungsgemeinschaft (staatli-
che Gemeinschaft) für einen 
wirksamen Kinderschutz ein-
bezogen werden, insbesondere 
durch Regelung zur Beteiligung 
von Ärzt*innen sowie Ange-
hörigen anderer Heilberufe 
(gem. § 4 KKG) an der Gefähr-
dungseinschätzung durch das 
Jugendamt nach Mitteilung 
eines Verdachts auf Kindes-
wohlgefährdung. So sollen die 
genannten Berufsgruppen vom 
Jugendamt eine Rückmeldung 
über den weiteren Fortgang 
des Verfahrens der Gefähr-
dungseinschätzung nach Mit-
teilung eines Verdachts auf 
eine Kindeswohlgefährdung 
erhalten. 

Das Gesetz zur Kooperation 
und Information im Kinder-
schutz (KKG) soll dahingehend 
präzisiert werden, dass einer in 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 KKG 
genannten Person, welches das 

Jugendamt über eine (mögliche) 
Kindewohlgefährdung informi-
ert hat, zeitnah eine Rückmel-
dung geben werden soll, ob das 
Jugendamt „die gewichtigen 
Anhaltspunkte für die Gefähr-
dung des Wohls des Kindes oder 
Jugendlichen bestätigt sieht und 
ob es zum Schutz des Kindes 
oder Jugendlichen tätig gewor-
den ist und noch tätig ist.“ 4

Diesbezüglich ist weiter geplant 
den § 8a Abs. 1 SGB VIII dahinge-
hend zu ändern, dass sofern es 
nach fachlicher Einschätzung des 
Jugendamtes erforderlich ist, 
„Personen, die gemäß § 4 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
zur Kooperation und Information 
im Kinderschutz dem Jugendamt 
Daten übermittelt haben, in gee-
igneter Weise an der Gefähr-
dungseinschätzung zu beteili-
gen.“ 5

Auch das Zusammenwirken von 
Jugendamt und Gerichten sowie 
Strafverfolgungsbehörden im 
Kinderschutz soll durch entspre-
chende gesetzliche Regelungen 
verbessert werden.
So ist u. a. eine entsprechende 
Erweiterung des Gesetzes zur 
Information und Kooperation im 
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Kinderschutz geplant (§ 5 Zusam-
menwirken von Strafverfolgungs-
behörden und Jugendamt). Dort 
wird in Aussicht gestellt: „Werden 
in einem Strafverfahren Anhalt-
spunkte für die erhebliche Ge-
fährdung des Wohls eines Kindes 
oder eines Jugendlichen bekannt, 
informiert die Strafverfolgungs-
behörde oder das Gericht das 
Jugendamt und teilt die aus Si-
cht der übermittelnden Stelle zur 
Abwendung der erheblichen Ge-
fährdung erforderlichen Daten 
und Tatsachen mit. § 4 Absatz 3 
(KKG) gilt entsprechend.“ 6

Unklarheiten in der Regelung zur 
Mitteilungsbefugnis kinder- und 
jugendnaher Berufsgeheimnist
räger*innen von Informationen 
an das Jugendamt bei Verdacht 
auf eine Kindeswohlgefährdung 
werden durch klarere Formulier-
ung beseitigt. Bezüglich der in § 4 
Abs. 3 KKG bereits bestehenden 
Mitteilungsbefugnis für bestim-
mte Berufsgeheimnisträger*in
nen soll mit der Änderung des 
§ 71 Abs. 1 SGB VIII klargestellt 
werden, dass eine Übermittlung 
von Sozialdaten auch zulässig 
ist, soweit sie zum Schutz des 
Kindeswohls nach § 4 Absatz 1 
und 5 des Gesetzes zur Koopera-
tion und Information im Kinder-
schutz erforderlich ist.

Zur Stärkung der Rechtsposition 
von Kindern und Jugendlichen 
hat der Gesetzgeber im Bunde-
skinderschutzgesetz in einem 
ersten Schritt einen subjektiven 
Anspruch auf Beratung durch die 
Kinder- und Jugendhilfe für Kind-
er und Jugendliche in Not- und 
Konfliktsituationen in § 8 Absatz 
3 verankert. Um den elternunab-
hängigen Beratungsanspruch in 

der Praxis weiter zu stärken, sol-
len Kinder und Jugendliche durch 
den Wegfall der Voraussetzung 
des Vorliegens einer Not und 
Konfliktlage in einem zweiten 
Schritt nunmehr einen uneinge-
schränkten Anspruch auf Bera-
tung der Kinder- und Jugendhilfe 
auch ohne Kenntnis ihrer Eltern 
erhalten.

Weiterhin sollen auch die Beteili-
gungsrechte von jungen Men-
schen gestärkt werden, indem 
in § 8 Abs. 4 SGB VIII bestimmt 
werden soll, dass die Beteiligung 
und Beratung von Kindern und 
Jugendlichen nach dem SGB VIII 
in einer für sie wahrnehmbaren 
Form erfolgen soll.
In der Neufassung des § 8a SGB 
VIII und § 8b SGB VIII wird aus-
drücklich auf die spezifischen 
Schutzbedürfnisse von Kindern 
und Jugendlichen mit Behinde-
rungen hingewiesen und damit 
explizit auf entsprechende Kom-
petenzen in der Kinderschutzar-
beit. In diesem Zusammenhang 
wird mit der Neufassung des § 
9 gezielt den Teilhabeaspekt von 
jungen Menschen mit und ohne 
Behinderung ins Gesetz auf-
genommen und in diesem Sinne 
die Umsetzung des Inklusionsge-
dankens in der Kinder- und Ju-
gendhilfe zu stärken.

Mit Aufnahme des § 9a SGB VIII 
(Ombudsstellen) drängt der Ge-
setzgeber auf Errichtung einer 
zentralen Ombudsstelle oder ein-
er damit vergleichbaren Stelle. 
Durch die Länder soll so sicher-
gestellt werden, „dass sich junge 
Menschen und ihre Familien zur 
allgemeinen Beratung sowie Ver-
mittlung und Klärung von Konflik-
ten im Zusammenhang mit Aufga-

ben der Kinder- und Jugendhilfe 
nach § 2 und deren Wahrneh-
mung durch die öffentliche und 
freie Jugendhilfe an ihrem Bedarf 
entsprechend vorgehaltene re-
gionale Ombudsstellen oder ver-
gleichbare Strukturen wenden 
können. Zentrale und regionale 
Ombudsstellen oder vergleich-
bare Strukturen arbeiten unab-
hängig und sind fachlich nicht 
weisungsgebunden.“ 7
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Kontakt:
Fachstelle Kinderschutz 
im Land Brandenburg
c/o Start gGmbH
Fontanestr. 71
16761 Hennigsdrf
info@start-ggmbh.de
www.fachstelle-kinderschutz.de


